Rentenabschläge bei vorgezogenen Altersrenten verfassungswidrig?

Das Bundessozialgericht hat am 28.10.2005 (B 4 RA 42/02 R; B 4 RA 64/02 R; B 4 RA 7/03 R; B 4 RA 3/03 R)

und am 23.08.2005 (B 4 RA 28/03 R)

dem Bundesverfassungsgericht die Frage vorgelegt, ob die Rentenabschläge auf Lebenszeit bei vorzeitig in Anspruch genommenen Altersrenten (nach Arbeitslosigkeit/Altersteilzeit und Rente an Frauen) verfassungswidrig sind.

Das Bundessozialgericht geht davon aus, dass diese Rentenabschläge wegen eines Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 GG) und dem Eigentumsschutz (Art. 14 GG) verfassungswidrig sind.

Seine Überzeugung hat das Bundessozialgericht auf verschiedene Begründungselemente gestützt. Von daher lässt sich nicht verlässlich vorhersehen, ob und ggf. welchen der Argumente das Bundesverfassungsgericht das durchschlagende Gewicht beimessen wird. 

So hat das Bundessozialgericht auch darin einen Verfassungsverstoß gesehen, dass nur diejenigen Versicherten keine Abschläge erhalten, die 45 Pflichtversicherungsjahre wegen einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nachweisen können; dagegen Pflichtbeitragszeiten bei Bezug von Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe und Berücksichtigungszeiten wegen Kindererziehung zur Erfüllung der 45 Jahre Pflichtbeitragszeiten nicht mit eingerechnet werden dürfen.

Wahrung von Ansprüchen:

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei einem Erfolg der Vorlagebeschlüsse zugunsten der Versicherten beim Bundesverfassungsgericht der Gesetzgeber eine Lösung wählt oder zu wählen hat, wonach es darauf ankommt, ob Rentenbescheide mit Abschlägen in Bindung erwachsen sind oder nicht. 

Im Artikel der Zeitschrift „Metall“, Ausgabe 11/2005, Seite 24, ist zu diesem Problem darauf hingewiesen worden, dass gegen jetzt ergehende Rentenbescheide mit Abschlägen Widerspruch eingelegt werden kann. 

Wir stellen als Anlage einen Musterwiderspruch zur Verfügung.

Für nicht bestandskräftige Bescheide gilt: 

Mit dem in der Anlage beigefügten Musterwiderspruch kann gegen Rentenbescheide innerhalb der Widerspruchsfrist (einen Monat nach Zugang des Bescheides) Widerspruch eingelegt werden. In dem Widerspruchsschreiben ist bereits darauf hingewiesen, dass mit einer Entscheidung über den Widerspruch vor Abschluss des Vorlageverfahrens beim Bundesverfassungsgericht nicht gerechnet wird. Damit wollen wir vermeiden, dass bei den Rentenversicherungsträgern unnötiger Verwaltungsaufwand durch die Bearbeitung von Widersprüchen entsteht. Mit der Einlegung des Widerspruches sind alle hiermit begehrten Ansprüche gewahrt. 

Bei bestandskräftigen Bescheiden gilt:

Mit einem Antrag auf Überprüfung eines bereits bestandskräftigen Bescheides würde die Bestandskraft dieses Bescheides nicht durchbrochen. 

Folglich kann in diesen Fällen abgewartet werden, bis eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vorliegt. Wir werden darüber zur gegebener Zeit berichten. 

Nach unseren bisherigen Erfahrungen kann mit einer Entscheidung durch das Bundesverfassungsgerichts im Jahr 2006 noch nicht gerechnet werden. 

